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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

16.01.2020 

Geschäftszahl 

Ra 2019/21/0360 

Rechtssatz 

Gemäß § 70 Abs. 1 FrPolG 2005 wird ein Aufenthaltsverbot spätestens mit Eintritt der Rechtskraft 
durchsetzbar; der hiervon betroffene Fremde hat unmittelbar nach Eintritt der Durchsetzbarkeit des 
Aufenthaltsverbotes auszureisen. Es ist ihm jedoch gemäß § 70 Abs. 3 FrPolG 2005 von Amts wegen ein 
Durchsetzungsaufschub von einem Monat zu erteilen, es sei denn, die sofortige Ausreise wäre im 
Interesse der öffentlichen Ordnung oder Sicherheit erforderlich. Unter (im Wesentlichen) denselben 
Voraussetzungen, nämlich wenn deren sofortige Ausreise oder die sofortige Durchsetzbarkeit im 
Interesse der öffentlichen Ordnung oder Sicherheit erforderlich ist, kann gemäß § 18 Abs. 3 BFA-VG 
2014 (unter anderem) bei begünstigten Drittstaatsangehörigen die aufschiebende Wirkung einer 
Beschwerde gegen ein Aufenthaltsverbot aberkannt werden. 
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